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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Finanzpolitik in der 

Europäischen Wirtsdiaftsgemeinsdiaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Grundregeln 
für die Gewährung von Erstattungen bei der Ausfuhr von 
Fischereierzeugnissen und über die Kriterien für die Fest- 
setzung der Erstattungsbeträge. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 28. Dezem- 
ber 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Waditberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg t 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Grundregeln für die Gewährung von Erstattungen bei 
der Ausfuhr von Fischereierzeugnissen und über die Kriterien 
für die Festsetzung der Erstattungsbeträge 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 
des Rates vom 20. Oktober 1970 über die gemein- 
same Marktorganisation für Fischereierzeugnisse ^), 
insbesondere auf Artikel 21 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommision, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 21 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2142/70 kann erforderlichenfalls eine Er- 
stattung bei der Ausfuhr festgesetzt werden, um die 
in wirtschaftlicher Hinsicht wichtige Ausfuhr der in 
Artikel 1 Absatz 2 der gleichen Verordnung ge- 
nannten Erzeugnisse zu ermöglichen. 

Die Erstattungen bei der Ausfuhr der Erzeugnisse, 
die der gemeinsamen Marktorganisation für Fische- 
reierzeugnisse unterliegen, sind nach bestimmten 
Kriterien festzusetzen, die es ermöglichen, die Diffe- 
renz zwischen den Preisen dieser Erzeugnisse in der 
Gemeinschaft und den Weltmarktpreisen unter Be- 
achtung der allgemeinen Ziele der gemeinsamen 
Marktorganisation zu decken; hierzu sind bei diesen 
Erzeugnissen die Versprgungslage und die Preise 
in der Gemeinschaft sowie die Preissituation auf 
dem Weltmarkt zu beachten. Ferner ist dafür zu 
sorgen, daß bei der Berechnung des Erstattungsbe- 
trages für Fischereierzeugenisse etwa festzusetzende 
Koeffizienten berücksichtigt werden können. 

Die Beobachtung der Preisentwicklung macht es 
erforderlich, diese Preise nach allgemeinen Grund- 
sätzen zu ermitteln. Bei den Weltmarktpreisen sind 
zu diesem Zweck die Preise auf den Märkten der 
Drittländer und in den Bestimmungsländern sowie 
die in den Drittländern festgestellten Erzeugerpreise 
und die Preise frei Grenze der Gemeinschaft zu be- 
rücksichtigen. Bei den Preisen in der Gemeinschaft 
empfiehlt es sich, sich auf die Preise auf den reprä- 
sentativen Märkten der Gemeinschaft und auf die 
Preise bei der Ausfuhr zu stützen. 

Es ist erforderlich, in Anbetracht der besonderen 
Einfuhrbedingungen einiger Bestimmungsländer eine 
Differenzierung des Erstattungsbetrages nach Be- 
stimmung oder Bestimmungsgebieten vorzusehen. 

Fänge von Erzeugern der Gemeinschaft sind ge- 
meinschaftlichen Ursprungs, auch wenn sie in Häfen 
angelandet werden, die außerhalb des Zollgebietes 
der Gemeinschaft liegen. Aus Gründen der Kontrolle 
ist die Gewährung der Erstattungen jedoch auf die 


Erzeugnisse zu beschränken, die in Häfen innerhalb 
des in der Verordnung (EWG) Nr. 1496/68 defi- 
nierten Zollgebietes der Gemeinschaft angelandet 
worden sind. 

Um den Exporteuren der Gemeinschaft eine ge- 
wisse Stabilität des Erstattungsbetrages zu gewähr- 
leisten und ihnen eine Gewißheit hinsichtlich der 
verschiedenen für die Erstattungsgewährung in Be- 
tracht kommenden Erzeugnisse zu geben, ist vorzu- 
sehen, daß die Liste dieser Erzeugnisse und die Be- 
träge für einen verhältnismäßig langen und ent- 
sprechend dem Handelsbrauch festgelegten Zeitraum 
gültig sein können. 

Um Wettbewerbsverzerrungen zwischen Expor- 
teuren der Gemeinschaft zu verhindern, ist es er- 
forderlich, daß die für sie geltenden Verwaltungs- 
vorschriften in der ganzen Gemeinschaft einheitlich 
sind. Die Gewährung einer Erstattung für aus Dritt- 
ländern eingeführte und nach Drittländern wieder 
ausgeführte Erzeugnisse dieses Sektors ist nicht ge- 
rechtfertigt - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Diese Verordnung regelt die Festsetzung und die 
Gewährung der Erstattungen bei der Ausfuhr für 
die in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2142/70 genannten Erzeugnisse. 

Artikel 2 

Die Erstattungen werden unter Berücksichtigung 
folgender Faktoren festgesetzt: 

a) Lage und voraussichtliche Entwicklung 

- der Preise für die Erzeugnisse des Fischerei- 
sektors und der verfügbaren Mengen auf dem 
Markt der Gemeinschaft, 

- der Preise für die Erzeugnisse des Fischerei- 
sektors auf dem Weltmarkt, 

b) Ziele der gemeinsamen Marktorganisation für 
Fischereierzeugnisse, die darin bestehen, diesen 
Märkten ein Gleichgewicht und eine natürliche 
Entwicklung auf dem Gebiet der Preise und des 
Warenverkehrs zu sichern, 

c) Vermeidung von Störungen, die auf dem Markt 
der Gemeinschaft für längere Zeit ein Ungleich- 
gewicht zwischen Angebot und Nachfrage nach 
sich ziehen könnten, 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 236 
vom 27. Oktober 1970, S. 5 
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d) Vermarktungs- und Mindestkosten des Trans- 
ports von den Märkten der Gemeinschaft bis zu 
den Häfen oder sonstigen Ausfuhrorten der Ge- 
meinschaft sowie Kosten der Heranführung bis 
zu den Bestimmungsländern, 

e) wirtschaftliche Bedeutung der beabsichtigten Aus- 
fuhren. 

Artikel 3 

(1) Die Preise auf dem Markt der Gemeinschaft 
werden unter Berücksichtigung der für die Ausfuhr 
günstigsten Preise ermittelt. 

(2) Die Preise auf dem Weltmarkt werden ermittelt 
unter Berücksichtigung 

a) der tatsächlichen Preise auf den Märkten der 
wichtigsten einführenden Drittländer, 

b) der in den wichtigsten ausführenden Drittländern 
festgestellten Erzeugerpreise, 

c) der Angebotspreise an der Grenze der Gemein- 
schaft. 

Artikel 4 

Die Erstattung kann nach Bestimmung oder Be- 
stimmungsgebiet der Erzeugnisse differenziert wer- 
den, wenn die Weltmarktlage oder die spezifischen 
Erfordernisse bestimmter Märkte dies notwendig 
machen. 

Artikels 

Die Liste der Erzeugnisse, für die eine Erstattung 
bei der Ausfuhr gewährt wird, und der Betrag dieser 
Erstattung werden mindestens alle drei Monate neu 
festgesetzt. 

Artikel 6 

Für die Erzeugnisse mit Ursprung in der Gemein- 
schaft, die von den Fanggebieten aus unmittelbar in 


Häfen außerhalb des Zollgebietes der Gemeinschaft 
angelandet werden, wird keine Erstattung gewährt. 

Artikel 7 

(1) Die Erstattung wird gezahlt, wenn nachgewie- 
sen wird, daß 

- die Erzeugnisse aus der Gemeinschaft ausgeführt 
worden sind und 

- es sich um Erzeugnisse mit Ursprung in der Ge- 
meinschaft handelt. 

(2) Bei Anwendung von Artikel 4 wird die Er- 
stattüng nach Maßgabe des Absatzes 1 gezahlt, so- 
fern nachgewiesen wird, daß das Erzeugnis die Be- 
stimmung oder das Bestimmungsgebiet erreicht hat, 
für die bzw. für das die Erstattung festgesetzt wor- 
den ist. 

Abweichungen von dieser Vorschrift können je- 
doch nach dem Verfahren des Absatzes 3 vorgesehen 
werden, sofern Bedingungen festgelegt werden, die 
gleichwertige Garantien bieten. 

(3) Nach dem Verfahren des Artikels 29 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2142/70 können ergänzende Vor- 
schriften erlassen werden. 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung wird ab 1. Februar 1971 ange- 
wandt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, den . . . 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 

Der vorliegende Vorschlag läßt sich in sehr großem 
Maße von den Verordnungen für andere unter ge- 
meinsamer Marktordnung stehende Sektoren leiten. 

Er verläßt die in diesen Verordnungen niederge- 
legten Leitlinien nur in einem Punkt, um einer dem 
Fischereisektor eigenen Besonderheit Rechnung zu 
tragen: 

Im Artikel 6 des Vorschlages ist vorgesehen, für die 
Erzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft, die 
von den Fanggebieten aus unmittelbar in Häfen 
außerhalb des Zollgebiets der Gemeinschaft ange- 
landet werden, keine Erstattung zu gewähren, da die 
Vermarktungsbedingungen für diese Erzeugnisse mit 
denen, die den internationalen Handel der Dritt- 
länder bestimmen, gleichgestellt, werden können. 


4 



